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(No. 644.) Erklarung wegen der zwiſchen der Koͤniglich-Preußiſchen und der Fuͤrſtlichen zu au Lan | 
f Regierung jüngerer Linie Reuß von Plauen verabredeten Uebereinkunft in eee ee, 
Betreff der gegenfeitigen Uebernahme der Vagabunden und Ausgewieſenen. An bee e, 
Vom Sten April 1824. 5 FP 
: = : LER Kaufe, 2 ; 
Nachdem die Königlich- Preußifche Regierung mit der Fuͤrſtlichen Regierung 
jungerer Linie Reuß von Plauen dahin uͤbereingekommen iſt, die bei Uebernahme??? ?ZE, 
der Vagabunden und Ausgewieſenen gegenfeitig zu befolgenden Grundſaͤtze feſt ns r 
zuſtellen; fo erklaͤren beide Regierungen hiermit, daß ſie, ſtatt einer beſondern! e 
Uebereinkunft dieſerhalb, lediglich den Inhalt der, zwiſchen den Kronen Preu⸗⸗ = 77779 
ßen und Sachſen am sten Februar 1820. über denſelben Gegenſtand abgeſchloſ⸗ — 
ſenen Uebereinkunft (confer. pag. 40. seqq. der Geſetzſammlung des Jahres 
1820.), unter den beiderſeitigen Staaten als verbindlich gegenſeitig anerkennen 
wollen, und zugleich was den $. 12. erwaͤhnter Uebereinkunft anbetrifft, auf 
Koͤniglich⸗Preußiſchem Gebiete die Stadt Zeitz, auf Fuͤrſtlich⸗Reußiſchem Ge⸗ 
biete dagegen die Stadt Gera als Uebergabe-Orte hierdurch feſtſetzen, jedoch 
mit der Modifikation, daß diejenigen in den Fuͤrſtlich⸗Reußiſchen Landen juͤn⸗ 
gerer Linie ergriffenen Vagabunden, welche nach den Beſtimmungen dieſer Ue⸗ 
bereinkunft als den, vormals zum Voigtlaͤndiſchen Kreiſe Sachſens gehoͤrigen, 
jetzt Koͤniglich⸗Preußiſchen enklavirten Orten angehoͤrig zu betrachten find, ſo⸗ 
fort an dieſe ſelbſt, die Bagabunden dagegen, welche aus dem Neuſtaͤdter Kreiſe 
Koͤniglich-Preußiſchen Antheils und als zu dieſen gehörig anzuſehen find, nach 
der Kreisſtadt Ziegenruͤck, ſo wie die in jenen Gebietstheilen angehalteuen, den 
Fuͤrſtlich⸗Reußiſchen Landen jüngerer Linie angehörigen Vagabunden ohne Wei⸗ 
teres an das naͤchſte Fuͤrſtlich⸗Reuß⸗Plauiſche Juſtizamt abzuliefern find, 


Jahrgang 1821. G Gegen⸗ 


(Ausgegeben zu Berlin den 30ſten April 1821.) 
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ee im Mengen Seiner Majeftät des Königs von Preußen a 
der Durchlauchtigen Fuͤrſten jüngerer Linie Reuß von Plauen zweimal gleichlau⸗ 
tend ausgefertigte Erklarung ſoll, nach erfolgter gegenſeitiger Aus wechſelung, 


ſogleich Kraft und Wirkſamkeit erhalten m in den dere Landen OR 


lich bekannt gemacht werden. 
Geſchehen Berlin, den sten April 1821. 


. S.). 


Königlich? * Miniſtertum der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 


Graf von Bernstorff. 
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— 645.) Geſetz wegen Aufhebung der Verlautbarung und Beſtötigung der ie „ ee. 5 
uber unbewegliche Güter, Vom 23ſten April 1821, eee, e. e ee, 


bee E. fo. 


W. S Wilhelm, von Gottes Gnaden, sönig von 
Preußen 0% 


Um die Eintragüng ins Hypothekenbuch aus We über die Verau⸗ en 
ßerung des Eigenthums, Austhuung in Erbzins oder Erbpacht, und über Bier ame; = 
Beſtellung eines nutzbaren Pfandrechts von Förmlichkeiten zu befreien, welche, . , 4 
ohne daß fie mit der Rechtsbeſtaͤndigkeit der Verträge, noch mit dem Weſen een, Wr ebe, 1 
der Hypotheken⸗Verfaſſung im Zuſammenhange ſtehen, den Betheiligten, au⸗ e ee, 
ßer dem Aufwande unnöthiger Koſten, oft auch noch durch den mit ihrer , 3 
Beobachtung verbundenen Zeitverkuſt empfindlichen Nachtheil bringen, ver⸗ Aen. 79. RE 
ordnen Wir für diejenigen Provinzen Unſerer Monarchie, wo das Allgemeine? Tr = j 
Landrecht, die Allgemeine Gerichtsordnung und die Hypothekenordnung Ge⸗ peel, dat Beni g. ee, 
ſetzkraft haben, nach eingeholtem Gutachten Unſers Staatsraths, wie folge „„ ' 

, 
| 35 5 5% 

Verträge über die Veräußerung des Eigenthums, und über die Aus⸗ „„ Has 
thuung in Erbzins oder Erbpacht, „wenn fie an ſich mit rechtsbeſtaͤndiger „„ 
und verbindlicher Wirkung geſchloſſen worden, ſollen fortan, ſofern auch e «= . „ 
nur die Beglaubigung der Unterſchriften unter ſelbigen vor einem inlaͤndi⸗ „5 ae 1 
ſchen Gerichte oder einem inlaͤndiſchen Notar erfolgt iſt, weder einer noch⸗ 7 we 4 le, Ar Pins, 
maligen Vollziehung, noch einer wiederholten Bekennung zu ihrem Inhalte... . , 
vor dem Richter der Sache (Verlautbarung) beduͤrfen, um daraus das Ge⸗ e. . 8 5 


ſuch um Eintragung zu begruͤnden. FF 
Art eee , 
$- 2. en, ee 28 Jane 130. — PIE 
: Has en. = u 
Nicht minder ſoll die gerichtliche Beſtaͤtigung, welche, ohne für die N d 5 
Gultigkeit des Vertrags erforderlich zu ſeyn, nach der Verfaſſung einzelner 
Provinzen der Eintragung bisher hat vorhergehen muͤſſen, wegfallen. 


H. 3. 
Die Eintragung aus einem ſolchen Vertrage ( $. I.) kann geſchehen, 
wenn auch nur einer von beiden Theilen darum nachſucht. 
> 4. - 
Die Gültigkeit der Verträge, wodurch ein nutzbares Pfandrecht be⸗ 


ſtellt wird, iſt auch fernerhin von der gerichtlichen Beſtaͤtigung abhängig, (All⸗ 
gemeines 2 


5 


; F | 
gemeines Landrecht Theil I. Tit. 20. $. 227. 233. 234% Der Verlautba⸗ 
rung derſelben, Behufs der Eintragung in die Hypothekenbuͤcher, bedarf es 
aber nicht mehr. ; PEN 

155 a SR 8 er * 

x et 3.853 €, F. 5. = f N 
Es werden hiernach die Vorſchriften H. 3. Theil II. Titel I. der At- 
gemeinen Gerichtsordnung, $. 425. des Anhangs zu derſelben und $. 64. 
Titel II. der Hypothekenordnung abgeaͤndert. 8 


Die Hypothekenbehoͤrde bleibt aber nach wie vor verpflichtet, die ihr 
zur Eintragung vorgelegten Vertraͤge ſowohl nach ihrer Form als Inhalt 
zu prüfen, und das . 11 — 18. Titel II. der Hypothekenordnung vorge⸗ 
ſchriebene Verfahren zu beobachten. BE 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und Ber 


druckung Unſers Königlichen Inſtegels. 


Gegeben Berlin, den 23ſten April 1821. 
(.S.) Friedrich Wilhelm. 


C. Fuͤrſt v. Hardenberg. v. Altenſtein. 


Beglaubigt: 
Frieſe. 
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